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Wasder Brexit für Anleger bedeutet
Trennung. Für britische Anbieter könnte es bald mühsamer werden, den EU-Markt zu bedienen.
Aber auch Anleger amLondoner Finanzplatz haben künftig einiges zu beachten.

VON CHRISTINE KARY

Wien. Wird es doch noch einen Bre-
xit-Deal geben? Wir wissen es
nicht, die Zitterpartie geht vorerst
weiter. Aber wie auch immer es
ausgehen wird: Die Finanzbran-
che, und mit ihnen viele Anleger,
muss sich auf neue Gegebenheiten
ab demJahreswechsel einstellen.

Für die EUbedeute das durch-
aus auch Chancen, sagt Lukas Rü-
per, Partner und Banking-and-Fi-
nance-Experte bei PHH Rechtsan-
wälte: Denn London gilt als be-
deutendster Finanzplatz Europas.
Noch 2017 wurden dort 60 Prozent
des EU-weiten Kapitalmarktge-
schäfts abgewickelt und 40 Prozent
aller europäischen Vermögenswer-
te verwaltet. Viele britische Finanz-
unternehmen planen jetzt ein wei-
teres Standbein in der EU oder
einen Umzug. Laut Bloomberg-Da-
ten soll ein Vermögen von 1200
Milliarden Pfund (1600 Milliarden
USD) in die EUtransferiert werden.

Denn ab dem kommenden
Jahr ist ungewiss, ob britische An-
bieter ihre Finanzdienstleistungen
weiterhin in der EUanbieten kön-
nen. Rund 5000 UK-Finanzunter-
nehmen nützen das sogenannte
 Passporting" der EU, um auch in
anderen Mitgliedstaaten tätig sein
zu können.  Mit dem Austritt aus
der EUverliert dieses jedoch seine
Gültigkeit", sagt Röper.

Kommen keine Sonderverein-
barungen zustande, wird Großbri-
tannien zum Drittland. Die briti-
schen Banken und Finanzdienst-
leister brauchen dann umfassende
Lizenzen für ihr Einlagen- und
Kreditgeschäft in der EU. Viele
wollen deshalb Teile ihres Ge-
schäfts oder sogar ihren Hauptsitz
in die  Rest-EU" verlegen. Beson-
ders hoch im Kurs stehen dabei
Dublin, Luxemburg, Paris, Frank-
furt und Amsterdam.

Aber auch Österreich könne als
Standort profitieren, sagt Igor
Strehl, Bankberater und Eigentü-
mer der österreichischen Wertpa-
pierfirma Fame Investments. Weil
Frankfurt ohnehin schon  Over-
banked" ist, aber auch, weil sich

ist, auch,
von Wien aus der zentral- und ost-
europäische Markt gut abdecken
lässt.  Mehr für den Standort wer-

ben, britische Firmen noch stärker
willkommen heißen", lautet sein
Rat an die heimische Politik.

An der Börse wird es holprig
Anleger mit Konnex zum briti-
schen Kapitalmarkt müssen indes
damit rechnen,  dass es nach dem
Brexit mühsamer und holpriger
wird. Auch weniger Produkte wer-

den verfügbar sein. Aber es wird
sich konsolidieren", sagt Röper.
Fürs Erste holprig wird es wohl
auch an der britischen Börse: Ein
harter Brexit könnte die durch die
Pandemie angespannte Lage wei-
ter verschärfen, auch das britische
Pfund dürfte noch mehr nachge-
ben. Wer UK-Titel hat, sollte sich
dennoch nicht zu Panikverkäufen
kurz nach dem Brexit hinreißen
lassen, warnen beide Experten -

vielmehr könnte sogar der Zeit-
punkt für ein Investment günstig
sein, denn bis zum Frühjahr sollte
sich die Lage beruhigen.

Aber was passiert mit Unter-
nehmen, die nicht rechtzeitig ein

Standbein in der Rest-EU aufge-
baut haben, wenn das Passporting
nicht mehr funktioniert?  Künftige
Geschäfte werden dann schwieri-
ger bzw. dürfen nicht mehr durch-
geführt werden", sagt Strehl. In
UK-Produkte investierte Anleger
sollten daher nachfragen, welche
Pläne die jeweilige Bank oder der
Finanzdiensüeister hat. Auch bei
Neuinvestitionen in britische Un-
ternehmen sollten sich Anleger
jetzt umso mehr beraten lassen.

Zu beachten ist auch, dass, soll-
te Großbritannien aus dem EWR
ausscheiden, dort ansässige Wert-
papieremittenten zu sogenannten
Drittstaatenemittenten werden. Ein
(nur) in Großbritannien gebilligter
Prospekt könnte dann nicht mehr
in einen EWR-Staat notifiziert wer-

den und umgekehrt.
Auch die grenzüberschreiten-

de Gültigkeit bereits notifizierter
Prospekte entfiele. Bereits zugelas-
sene Wertpapiere würden aller-

dings da wie dort ihre Zulassung
behalten. Auch dürfen nach EU-
Recht geregelte Fonds in geeigne-
te Vermögenswerte außerhalb der
EUinvestieren (wobei es allerdings
für Dachfondsstrukturen gewisse
Einschränkungen gibt).

Weniger Verbraucherschutz?
Für Überweisungen bleibt es beim
Sepalastschriftverfahren. Änderun-
gen können sich aber beim Ver-
braucherschutz ergeben, weil Fir-
men nicht mehr an EU-Vorschrif-
ten gebunden sind. Das kann hö-
here Gebühren bedeuten, aber
auch mehr Risiko - etwa im Fall
einer Bankenpleite. Und der Ge-
richtsstand ist dann wohl London.

Steuerlich ergeben sich eben-
falls Änderungen - allerdings ohne
große Auswirkungen für den einzel-
nen Anleger. Egal, ob man sein
Wertpapierdepot bei einer Bank in
der EU oder in einem Drittland
hat - man muss die steuerpflichti-
gen Einkünfte in seine Einkommen-
steuererklärung aufnehmen. Zum
automatischen KESt-Abzug kommt
es nur bei Depots im Inland.
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London gilt als bedeutendster Finanzplatz Europas - den Brexit werden somit auch Anleger zu spüren bekommen. [AFP]


